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Hintergrund 

Bei der Corporate Governance geht es darum, wie die Befugnisse und die Kontrolle über Ressourcen und 
Entscheidungsprozesse in einem Unternehmen durch formale Strukturen und Abläufe auf verschiedene 
Akteure verteilt werden. Ein wichtiger Bestandteil der Corporate Governance sind die Leitungsorgane und 
deren Zusammenwirken. In diesen Organen werden die wichtigen strategischen und finanziellen 
Entscheidungen genehmigt und die Unternehmensführung überwacht. Außerdem beraten diese Organe 
die leitenden Angestellten und geben ihnen Empfehlungen. Darüber hinaus tragen sie zur Festlegung der 
Strategie bei. Mit anderen Worten sind die Leitungsorgane das Forum, in dem in Unternehmen die 
wichtigsten wirtschaftlichen Entscheidungen getroffen werden. 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/700556/IPOL_STU(2021)700556_EN.pdf 
 

KurzfassungIn dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Rechtsausschusses in Auftrag gegeben 
wurde, wird ein Überblick über die politischen Strategien der EU-Mitgliedstaaten im Hinblick auf Frauen 
in Leitungsorganen gegeben. Für Spanien, Frankreich, Italien, die Niederlande und Deutschland werden 
die Strategien und Verfahren sowie deren Auswirkungen auf die Vertretung von Frauen in 
Leitungsorganen ausführlicher analysiert. Am Ende der Studie wird eine zeitnahe Annahme des 
Vorschlags für eine Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und 
Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter 
Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen (COM(2012)0614) empfohlen. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/700556/IPOL_STU(2021)700556_EN.pdf
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In allen Mitgliedstaaten setzen sich die Leitungsorgane mehrheitlich aus Männern zusammen, Frauen sind 
unterrepräsentiert. Diese Unterrepräsentation von Frauen in Leitungsorganen ist eine der zentralen 
geschlechtsspezifischen Diskrepanzen in der europäischen Union. Wird diese geschlechtsspezifische 
Diskrepanz bei der Vertretung in Leitungsorganen nicht beseitigt, lässt sich bei der wirtschaftlichen 
Entscheidungsfindung keine Geschlechtergerechtigkeit erreichen.  

In den letzten Jahren hat die Aufmerksamkeit für die geschlechtsspezifische Diskrepanz in Leitungsorganen 
zugenommen, und eine wachsende Zahl von Mitgliedstaaten hat Regelungen getroffen, mit denen der 
Zugang von Frauen zu Leitungsorganen erleichtert werden soll. Neun Mitgliedstaaten haben 
Geschlechterquoten für Leitungsorgane eingeführt. In 18 Mitgliedstaaten wurden die Corporate 
Governance Kodizes geändert und Empfehlungen für die Vertretung von Frauen in Leitungsorganen 
aufgenommen.  

Auf EU-Ebene sind Unternehmen durch die Richtlinie über die Angabe nichtfinanzieller Informationen2 
verpflichtet, in ihrer Erklärung zur Unternehmensführung ihre Politik der Vielfalt im Hinblick auf 
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane offenzulegen. Im Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (CSRD3), der im April 2021 vorgelegt wurde, ist 
festgeschrieben, dass in der Politik zur Vielfalt auf Geschlechterfragen Bezug genommen werden muss. Ein 
2012 vorgelegter Vorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von 
Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern 
börsennotierter Gesellschaften4 wurde noch nicht angenommen.  

Zeitgleich zu diesem Anstieg der Aufmerksamkeit und der Ausweitung der Regelungen ist der Anteil der 
Frauen in Leitungspositionen in den letzten Jahren gestiegen. Trotz der beträchtlichen Fortschritte in 
einigen Mitgliedstaaten herrscht aber nur in sehr wenigen Leitungsorganen in ausgewogenes 
Geschlechterverhältnis, für das Frauen und Männer jeweils 40 bis 60 % der Mitglieder ausmachen müssten.  
Was Positionen auf Geschäftsführungsebene betrifft, ist die geschlechtsspezifische Diskrepanz nach wie vor 
besonders groß, während im Hinblick auf die nicht geschäftsführenden Direktorenposten größere 
Fortschritte erzielt wurden. Darüber hinaus ist die überwiegende Mehrheit der Positionen in Vorständen 
und Aufsichtsräten von Männern besetzt. 

Ziel  

In dieser Studie wird ein Überblick über die politischen Strategien der EU-Mitgliedstaaten im Hinblick auf 
Frauen in Leitungsorganen gegeben. Dabei werden zunächst die bestehenden Gesetze von neun 
Mitgliedstaaten zu Geschlechterquoten in Leitungsorganen verglichen. Es wird dargelegt, wann die 
Quotengesetze eingeführt wurden und welche Unterschiede hinsichtlich der angestrebten Quoten 
bestehen. Die Gesetze unterscheiden sich dahingehend, ob ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in 
Leitungsorganen vorgeschrieben ist oder nicht und wie weitreichend die geforderte Änderung gegenüber 
der Vertretung von Frauen in Leitungsorganen zum Zeitpunkt der Einführung des jeweiligen Gesetzes war. 
Zudem unterscheiden sich die Gesetze im Hinblick darauf, ob eine Börsennotierung oder die 
Unternehmensgröße als Kriterien zur Bestimmung der Unternehmen, für die Quoten gelten, herangezogen 
werden oder nicht, was entweder einen sehr engen oder einen sehr weiten Anwendungsbereich und damit 
eine einfache oder schwierige Bestimmung der Gruppe betroffener Unternehmen zur Folge hat. Auch bei 
der Geltungsdauer der Gesetze gibt es Unterschiede: Bei manchen ist sie unbefristet, bei anderen befristet. 

                                                             
2 Richtlinie 2014/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU 
im Hinblick auf die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch bestimmte große Unternehmen 
und Gruppen. 
3 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2013/34/EU, 2004/109/EG 
und 2006/43/EG und der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen.  
4 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung 
von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften 
und über damit zusammenhängende Maßnahmen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0095&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0095&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0095&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021PC0189&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021PC0189&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2012:0614:FIN:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2012:0614:FIN:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2012:0614:FIN:de:PDF
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Ebenso gelten nach diesen Gesetzen unterschiedliche Bestimmungen, was Sanktionen für Verstöße und die 
Art dieser Sanktionen betrifft. Die am häufigsten vorgeschriebene Sanktion für einen Verstoß ist ein „leerer 
Stuhl“. 

Anschließend werden in der Studie die Empfehlungen zur Geschlechtervielfalt in Leitungsorganen aus 
Corporate Governance Kodizes verglichen. Daraus geht hervor, dass neun Mitgliedstaaten, in denen für 
Leitungsorgane Geschlechterquoten gelten, ebenfalls Corporate Governance Kodizes mit Empfehlungen im 
Hinblick auf die Geschlechtervielfalt in Leitungsorganen haben.  Dazu haben neun Mitgliedstaaten, in denen 
für Leitungsorgane keine Geschlechterquoten gelten, gleichwohl Corporate Governance Kodizes mit 
Empfehlungen zur Geschlechtervielfalt in Leitungsorganen. Demnach gibt es also eine dritte Gruppe von 
neun Mitgliedstaaten, in denen es weder in Form von Quotengesetzen noch in Form unverbindlicherer 
Corporate Governance Kodizes Regelungen zur geschlechtsspezifischen Zusammensetzung von 
Leitungsorganen gibt. 

In Mitgliedstaaten mit Gesetzen zur Geschlechterquote entsprechen die Empfehlungen der Corporate 
Governance Kodizes dem Wortlaut nach häufig dem Quotengesetz. In Mitgliedstaaten ohne Quotengesetz 
sind die Empfehlungen häufig eher allgemein und unkonkret gehalten. In vielen fehlt eine zahlenmäßige 
Zielvorgabe, und es wird lediglich empfohlen, dass bei der Zusammensetzung von Leitungsorganen die 
Vielfalt der Geschlechter als ein Aspekt in Erwägung gezogen werden sollte. In einigen Kodizes ist die 
Vertretung von Frauen in Leitungsgremien in eine allgemeinere Empfehlung zur Vielfalt eingebunden, in 
der andere demografische Faktoren wie Alter und Nationalität von Leitungskräften genannt oder auf Vielfalt 
der Erfahrung und Qualifikationen Bezug genommen wird.  

Für die Umsetzung der Empfehlungen aus Kodizes gilt der Grundsatz „Mittragen oder Begründen“. 
Unternehmen müssen sich also entweder nach den Empfehlungen im Kodex richten oder in ihren 
Jahresberichten erklären, warum dies nicht der Fall ist. Sanktionen sind nicht vorgesehen. 

In der Richtlinie über die Angabe nichtfinanzieller Informationen, die alle Mitgliedstaaten in nationales 
Recht überführen mussten, sind auch Offenlegungspflichten vorgesehen, um Unternehmen dazu zu 
bewegen, Richtlinien zur Vielfalt in ihren Leitungsorganen aufzustellen.  

Im Folgenden werden in dieser Studie eingehende Informationen über die politischen Strategien und deren 
Umsetzung in fünf Mitgliedstaaten bereitgestellt. Es werden die Entwicklungen in Spanien, Frankreich, 
Italien, den Niederlanden und Deutschland verglichen.  

Aus der vergleichenden Analyse dieser fünf Mitgliedstaaten wird ersichtlich, dass in vier dieser Staaten die 
Rechtsvorschriften seit ihrer erstmaligen Einführung ausgeweitet und verschärft wurden. Nach der 
mehrjährigen Erfahrung mit der Quotengesetzgebung ist deutlich ein Trend dahingehend zu verzeichnen, 
dass dieser Weg beibehalten wird, um in Leitungsorganen ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Frauen 
und Männern zu erreichen und/oder zu wahren und um dafür zu sorgen, dass die durch die 
Quotengesetzgebung erzielten Errungenschaften nicht auf die nicht geschäftsführenden Direktorenposten 
beschränkt bleiben. Länder, die befristete Quoten eingeführt hatten, haben sie mit dem Hinweis verlängert, 
dass die Regulierung nach wie vor als notwendig erachtet werde und die anfänglichen Hoffnungen, dass sie 
nur für kurze Zeit erforderlich wären, widerlegt worden seien. 

Des Weiteren hat sich aus der Analyse ergeben, dass Rechtsvorschriften ohne Sanktionen – wie in Spanien 
und den Niederlanden – für das Erreichen der Quotenziele weniger wirksam sind als an Sanktionen 
gebundene Rechtsvorschriften. Ferner haben sich die Gesetze für die Erhöhung des Frauenanteils bei den 
nicht geschäftsführenden Direktoren als wirksamer als für die Erhöhung des Frauenanteils bei den 
geschäftsführenden Direktoren erwiesen. 

Ein Vergleich der Corporate Governance Kodizes hat ergeben, dass sich in vier Ländern im Kodex lediglich 
die gesetzlichen Anforderungen niederschlagen. Dagegen ist im spanischen Kodex eine Zielvorgabe von 
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40 % innerhalb eines klaren Zeitrahmens festgelegt. In jedem der fünf Mitgliedstaaten wurden die 
geltenden Kodizes etwa zum Zeitpunkt der Ausarbeitung der Quotengesetzgebung abgeändert und ein 
Verweis auf das Geschlechterverhältnis in Leitungsorganen aufgenommen. Mit den Kodizes ist also der 
Wandel in der geschlechtsspezifischen Zusammensetzung von Leitungsorganen nicht eingeleitet, sondern 
es wurde nur mit den gesetzgeberischen Entwicklungen Schritt gehalten. 

In der Studie werden eingehend die Forschungsergebnisse zu den Auswirkungen von Geschlechterquoten 
erörtert. Aus der Forschung geht deutlich hervor, dass Geschlechterquoten eine wirksame Maßnahme für 
die Erhöhung des Anteils von Frauen in Leitungsorganen sind: In Ländern mit Quoten liegt der Frauenanteil 
in Leitungsorganen höher als in Ländern ohne Quoten. Außerdem wurde bei der Untersuchung ein „Trickle-
Down-Effekt“ beobachtet und festgestellt, dass in Unternehmen mit Frauen in ihren Leitungsorganen auch 
der Anteil von Frauen unter Geschäftsführern, Führungskräften und leitenden Mitarbeitern größer ist. Die 
Erkenntnisse im Hinblick auf einen Trickle-Down-Effekt dieser Art sind allerdings nicht frei von Zweifel. Steigt 
der Anteil der Frauen unter den Mitgliedern der Leitungsorgane und verbessert sich gleichzeitig der Zugang 
von Frauen zu Entscheidungspositionen unter der Ebene der Leitungsorgane, könnte dies nämlich auch an 
kontextuellen Faktoren liegen. Außerdem könnte ein längerer Zeitraum erforderlich sein, damit eine solche 
Wirkung zutage tritt.  

Ebenfalls wird in dieser Studie die Forschung zu den Auswirkungen der Vertretung von Frauen in 
Leitungsorganen auf die Betriebsergebnisse von Unternehmen erörtert. In einem großen Teil der 
Untersuchungen werden aus Geschäftsszenarien Argumente für eine stärkere Vertretung von Frauen in 
Leitungsorganen abgeleitet, weil sich dadurch mutmaßlich wirtschaftliche Vorteile für Unternehmen 
ergeben. In vielen Studien wird darauf hingewiesen, dass sich durch die Einsetzung von mehr Frauen in 
Leitungsorganen nicht nur die finanzielle Leistung der Unternehmen verbessert, sondern dass dies auch zur 
Folge hat, dass sich die Unternehmen zum Vorteil von Interessenträgern und der Gesellschaft insgesamt 
verhalten. Derartige Forschungserkenntnisse müssen jedoch sorgfältig interpretiert werden, da die in den 
einzelnen Studien festgestellten Beziehungen zwischen der Vertretung von Frauen in Leitungsorganen und 
den Betriebsergebnissen der Unternehmen vielleicht nicht kausal sind und da die zugrunde liegenden 
Argumente, die zur Erklärung der Erkenntnisse angeführt werden, häufig auf Geschlechterstereotypen 
beruhen. 

In einem anderen Teil der Untersuchungen wird versucht, herauszufinden, wie sich die Arbeit in 
Leitungsorganen verändert, wenn Frauen beteiligt werden. Es wurde festgestellt, dass sich in 
Leitungsorganen die Erörterungen, Entscheidungen und Interaktionen zwischen den Mitgliedern positiv 
verändern, wenn das Geschlechterverhältnis ausgewogener wird. 

In dieser Studie werden die auf EU-Ebene vorgeschlagenen Geschlechterquoten für nicht 
geschäftsführende Direktoren ausführlich zusammenfassend dargestellt. In dem Vorschlag ist für die 
Leitungsorgane börsennotierter Gesellschaften eine Geschlechterquote von 40 % für nicht 
geschäftsführende Mitglieder des unterrepräsentierten Geschlechts festgeschrieben. 

Der Vorschlag wurde im November 2012 von der Kommission vorgelegt. Im November 2012 hat das 
Europäische Parlament die Legislativmaßnahme nachdrücklich befürwortet. Seitdem ist die Richtlinie 
blockiert, und trotz der Bemühungen der letzten Vorsitze des Rates der Europäischen Union wurde keine 
Einigung erzielt. 

Unter Berücksichtigung der nationalen Strategien und Verfahren in den Mitgliedstaaten sowie der hier 
angesprochenen Forschungserkenntnisse wird in der Studie empfohlen, die vorgeschlagene EU-Richtlinie 
über Geschlechterquoten anzunehmen, da es sich dabei um ein wirksames Instrument handelt, mit dem 
sich im Einklang mit den Grundsätzen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit eine ausgewogenere 
Vertretung von Frauen und Männern bei der wirtschaftlichen Entscheidungsfindung erreichen lässt. 
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